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HerrnALl LnC
das Kabin"tträrrt VNu,, I- t ö  
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Herrn Staatssekretärpg stlU ,/ U I ' 1,1.
Wg: EilbedürftrW, unmittelb", hrül l../.,

Frau Ministerin Ä

mit der Bitte um Kenntnisnahme und Billigung des vorschlags

für das weitere Vorgehen (unter 1.5) vorgelegt.

Herr Parlamentarischer Staatssekretär hat Abdruck erhalten.
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t. Vermerk:

1 . Anlass der Vorlaqe

Mit dieser Vorlage soll die Hausleitung über den Stand der Vorbereitungen für eine
Untersuchung zur Umsetzung des Urteils des Bundesvedassungsgerichts vom 2g. Ja-
nuar 2003 (1 BvL 20199,1 8vR,933101) unterr:ichtet und ein Vorschlag zumweiteren.
\ t  IVorgehen vorgelegt werden. :

' ' v v , -

. l

Sachstand

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 29. Januar 2003 (1 BvL 2}lgg,
1 BvR 933/01) die geltende gesetztiche Regelung zum Sorgerecht nicht rniteinander
verheirateter Eltern ($ 1626a BGB) im Wesentlichen für verfassungskonform erklärt. Es
hat jedoch dem Gesetzgeber u. a. aufgegeben, die tatsächliche Entwicklung zu beob-
achtenundaufdiesemWegedieRff ike i ' tse in" ,nf f iü fen.ZurUm-

setzung dieses Auftrags muss insbesondere ermittelt werden,
- wie groß der Anteil der Eltern ist, die mit ihrem nichtehelichen Kind in einer Fami-

liengemeinschaft zusammenleben und Sorgeerklärungen abgeben, und
- -welche Gründe dafür maßgebfich sind, wenn es trotz Zusammenlebens der El-

t . ,neerk |ä iungenk9mmt(vg | . imE inze lnen

Vorlage des Referats lA 2 vom 14. Februar 2003 - Anlage 1).

b) Dienstbe.sprechung bei Frau Ministerin vom 20. Mär? 2003

|ne inerD iens tbesprechu"g [4FrauMin is te r inam2O.März2003M,

den Auftrag des Bundesverfassungsgerichts durch eine Elternbefragung umzusetzen.
Dabei wurde fotgendes Vorgehen ins Auge gefasst (vgl. im Einzelnen Vorlage des
Referats I A2 vom 25. März 2003 - Anlage 2):

Die Befragung erfolgt schriftlich mittels eines Fragebogens. Es werd en z.B. alle
nicht verheirateten Eltern befragt, deren Kind in einem bestimmten Quartal gebo-

ren ist.

2 .

a)
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Die Versendungrder Fragebögen erfolgt über die Jugendämter, die von den

richtet werden.

Die Befragung wird von BMJ durchgeführt, das dabei durch einen Sozialwissen-
I

Auswahl des beratenden Soziqlwissenschaftlers

: r

mit AS Kind (RiOLG Carl) und Referat R B 5 (MR Schreibqr; RD Weinbörner) geführt,
. : '

um einen geeigneten Sozialwissenschaftler für das Vorhaben zufinden. Maßgebliche:

Kriterien waren dabei:

Ertahrungen im Bereich der Jugendhilfe (Zugang zu den Eltern über die Jugend-

ämter) und im Schnittbereich zum Familienrecht),

nicht zu etabtiert und daher (noch) ,,bezahlbaf' und
- objektiv, d.h. insbesondere nicht einem der kindschaftsrechtlichen ,,Laged' (2.8.

Väterverbände ; Frauenverbän de) zuzuord nen.

|ndenGesprächenfandsichledig| icheineProfessor in,d iea| |eo,g 'Kr i ter ienerfü| | t :

Prof. Maud Zitelrnann, Universität Osnabrück, Fachbereich Erziehungs- und Kultur-

wissenschaften, Veröffentlichungen überwiegend in den Schnittbereichen von Sozial-

wissenschaften, Jugendhilfe und Familienrecht (Schriftenverzeichnis - Anlage 3).
. .

Unterzeichner hat mit Frau Prof. Zitelmann im Mai Kontakt aufgenommen und ihr unse-
I

re Überlegungen zugeleitet (E-Mail vom 28. Mai 2003 - nnlage 4). Prof. Zitelrnann hat

nach kurzer Bedenkzeit lnteresse an einer Zusammenarbeit mit BMJ geäußert und rnit
'

Schreiben vom 4. August 2003 eine Stellungnahme nebst eiEenem Vorschlag über-

sandt (Anlage 5).
, v ,

3. .Stellunqnahme und Vorschlag von Frau Prof. Zitelmann.vom 4. August 2003
i l :

ln ihrer Stellungnahme setzt sich Frau Prof. Zitetmann kritisch mit den bisherigen U-
berlegungen des BMJ auseinander. Sie erhebt zunächst Einwendungen gegen den
geplanten Zeitpunkt der Studie, und zrwar in zweierlei Hinsicht. Zum einen bezweifelt

sie, obd aftsrechtsreformmitBl icka@

c)
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ist, dass gegenwärtig sglen zu isse zu erwarten

.sjELZum anderen befürchtet sie. dass eine

(Kontakt über Jugendämter nach der Geburtsmitteilung durch das Standesamt)_L<aum

aussagekr'äftig sei, da die Geburt eines Kindes für die U"tr"r"nden ErwachsrnJ'-
,-.-
grundlegende Anderungen mit sich brächte und diese Phase der Familienkonstitution

vielfach von einer Neuordnung der gesamten Lebensurnstände geprägt sei (Stellung-

nahrne, Seite 2f . -Anlage 5). Vor allem äußert Prof. Zitelmann jedoch Vorbehalte, die
:

Untersuchung mittels Fragebogen durchzuführen. Ma$geblich dafür sind folgende

Über|egungen(Ste| |ungnahme,Sei te3f f ._An|age5):

Untersuchung) s'eien kaum zuverlässige Aussagen mögfich. Diese Quote lässJ
I  r '  . :  r  ;  , l  : '  

-  
,  l . .  ,

sich nicht verallgemeinern; sondern es sei zu befürchten, dass Mütter bzw. Väter
. f

in bestimmten Lebens- oder Paarkonstellationen ein besonderes Interesse an der

Beantwortung und Rücksendung des Bogens hätten :- etwa; weil sie ihre Situati-

on als besonders ,,vorbildlich" oder aber als besonders ,,problematisch" erlebten.

Wie oft und weshalb sich der in einer Familiengemeinschaft lebende Vater oder

die Mutter oder auch beide Eltern nicht für die gemeinsame Sorge entschieden,

sei nicht bekannt und werde auch kaurn diskutiert. Es sei daher davor zu warnen,
^ . .die Frage nach den Gründen, aus denen Eltern trotz Zusammenlebens keine

gemeinsamen Sorgeerktärungen abgeben würd en, ohne Vorstudie einzig auf

dem Weg einer Fragebogenerhebung erklären zu wollen.
'

Es seien Szenarien derikbar, in denen zu befürchten sei, dass sich der hier inte-

ressierende Personenkreis - gleich, ob Mütter oder Väter - scheuen würde, die

Gründe der Nichtabgabe von Sorgeerklärungen in einem Fragebogen wahrheits-

gemäß anzugeben (2.8. Unzuverlässigkeit, Suchtproblematik odbr schwere see-

lische Erkrankung des anderen Elternteils oder Missbrauch der Verweigerungs-

rnöglichkeit).

Prof. Zitelmann empfiehlt vor diesem Hintergrund, nicht sogleich eine Fragebogener-
' hebung durchzuführen, sondefn zunächst in einer ersten Phase mit Hille slner Ellot

<G

studie {as Spektrum der Beweggründe zusammentebender Eltern bei Nichtabgabe
'von Sorgeerklärungen in Erfahrung zu bringen. Das Konzept dieser Pilotstudie skizziert

. ,
sie wie folgt (Stellungnahme, Seite 6 ff. - Anlage 5):

h.ocq+iw- fr f# 
te& r^ t?r^
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Befragung von insgesamt 60 röpräs?ntatiV ausge,yväh1ten FaUlien-(Väter und

MLrtter getrennt) im gesamten Bundesgebiet mittels Interylglvg

Zugang zu'den Eltern über offizielle Stellen wie Standesamt, Kindergeldstelle

oder Jugendamt;

ten oder zweiten Lebensjahr. des Kindes, Zweitbefragung drei oder vier Jahre
-.

zukunftsbezogenen Erwartungen und Befürchtungen mit:der tatsächlichen Ent-

wicktung der Famitienbeziehungen sowie der inzwischen getroffenen Entschei-

dung über eine Sorgeerklärun$' zu ermöglichen;
j

sgeEenstand in der Fachwelt und gesellschaftlichen Öffentlichkeit höchstschungsgegenstand in der Fachwelt _
kontrovers diskutiert wird.

Zur Durchführung des Projekts und zur Finanzierung schlägt Prof. Zitelmann Folgen-

des vor (Stellungnahme, Seite I [ - Anlage 5):

- Diö Studie wird in Verantwortung und unter wissenschaftlicher. Aufsicht und Be-

gleitung von Frau Prof. Zitelmann durchgeführt. Bestandteile der l.Jntersuchung

sind: Literaturrecherche (6 Monate), Elternbefragung (4 Jahre), Abschtussbericht

(6 Monate).

| ro f .Z i te |mann |e is te t ih renB" i t r . "Neb9n ih rbedar f
es eines wissenschaftlichen Mitarbeiters (75 o/o, BAT llra), einer Schreibkraft zur

Transkription der Interviews (Honorarbasis) und einer weiteren Hilfskraft für die

Zeit der Interviews (zweiter Interviewer), deren Kosten vg,n--EMJ zu tragen wären.
- Die Sachkosten für Datenbankrecherche und Literaturbeschaffung sowie digitale

Aufzeichnungsgeräte, Mikrofone und MD-Bänder etc. trägt Prof. Zitelmann aus
. .

ihrem Sachmittelfond. Gleiches gilt für die PC-Hardwareausstattung, Software,

Drucker etc. Von Seiten des BMJ müssten die für die tnterviews anfallenden Rei-

se- und übernachtungskoffi d gegebenenfalls Aufwandsentschädigungen für

die Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats getrqgen werden

4. Bewertung

Die Bedenken von Prof. Zitelmann gegen die bisherigen Ubertegungen des BMJ sind

nicht von der Hand zu weisen. lhren Einwendungen gegen den Zeitpunkt der Untersu-
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chung ließe sich zwar dadurch begegnO& dass mit der Untersuchung,insgesamt später

b"g_o,nnen wird und d teiligung der Eltern nicht alsbald nach der Geburt erfolgt.

Letzteres könnte,allerding:s Schwierigkeiten beim Zugang zu den Eltern heruorrufen, da

dieJugendämterdieDatenderEl tern,derenAnschr i f te ingesghJossein,unmi}e lbar

nach Geburt des Kindes übermittelt bekommen.

Vor allem erscheint jedoch der Vorbehalt dagegen berechtigt, die Gründe fur die Nicht-

abgabe von Sorgeerklärungen ohne Vorstudie mittels eines F;agebogens zu erheben,
:

Da über diese Gründe bisher äußerst wenig bekannt ist, wäre die Erstellung eines

sachgerechten Fragebogens zumgegenwärtigen Zeitpunkt äußerst schwierig. Zudem
, i

birgt eine Fragebogenerhebung altgernein die Gefahr, dass die Gründe für die Nicht-. .  :
abgabe von Sorgeerklärungen nicht wahrheitsgemäß angegeben werden, etwa weil

der andere Elternteil geschont werden soll (Vorbehalte gegen seine Erziehungsfähig-

keit) oder die Nichtabgabe einer Sorgeerklärung - mangels sachlicher Gründe - mit

unzutreffenden Gründen begründet wird. BMJ würde daher nach dem bisherigen

Konzept viel Geld für eine Fragebogenerhebung ausgeben und müsste gleich-

wohl gewärtigeh, dass diese Erhebung keine aussaEekräftigen Ergebnisse !ie-
fert. Die von Prof. Zitelmann vorgeschtagene Pilotstudie, in deren Rahmen mit Inter-

views gearbeitet wird, erscheint hier als deutlich weniger risikoreich.

BMJ auch finanziell attraktivFerner dürfte der Vorschlag von Frau Prof. Zitelmann für BMJ auch fina

sein. Zwarfallen bei der Durchführung ihres Vorschlags höhere Kosten für Hilfskräfte

an als bei der bisher geplanten Fragebogenerhebung in BMJ-Eigenregie mit äxterner

Unterstützung. Es entfallen jedoch die Kosten für den soziatwissenschafttichen Sach-

verdtand, da Prof. Zitelmann dern BMJ ihre eigene Tätigkeit nicht in Rechnung stellt.

Zudem braucht BMJ keine Kosten für Computer-Prograrnme aufzuwenden, ohne die

eine umfangreiche Fragebogenerhebung wohl kaum ausgewertet werden könnte.

Aus den vorgenannten Gründen erscheint es sinnvoll, eine Zusammenarbeit mit P1of.

Zitelmann anzustreben, wobei in Einzelfragen allerdings durchaus noch Gesprächs-

bedar fgesehenwi rd 'Sos te | | t s iche twad ieFrage,obd ieD

säc!.ljch-fünf-Jahre.betragen muss. In diesem Zusammenhang müsste insbesondere
" a 2 ' r t  

' " -

näher erläutert werden, warum unabhängig vom Ausgang der ersten Elternbefragung

eine zweite Befragung vorgesehen ist. Bedarf es wirklich eines Abgleichs der Antwor-

ten zu zwei Erhebungszeitpunkten, um das Ziel der Pilotstudie, das Spektrum der

möglichen Gründe für eine Nichtabgabe von Sorgeerklärunge n zuermitteln und zu ty-
pisieren (Stellungnahme, Seiten 4 und 6 - Anlage 5)? Zumindest erscheint es möglich,

ln',*A' .-

\-_
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das f ntervall zwischen den beiden Interviews auf unter drei Jah re zu verkürzen. Mit
- '  - ,  . '  . , . l 8

Blick auf das Ziel der Pilotstudie, eine repräsentative Elternbefragung mittels Fragebo-

gen vorzubereiten, könnte rnan zudem daran denken, einer Vergleichsgruppe von Et-

tern die Fragen bereits jetzt nicht in einem Interview, sondern schriftlich zustellen. Fer-

3eirat begleitet werden

muss. 
*--:':-

Für den Fall der Vergabe eines Auftrags nach Abschluss der Gespräche könnte mit
. :

Blick auf die besondere Qualifikation von Frau Prof. Zitelmann, die in ihrer Person'be-

gr,ündeten Neutralität (s. oben Seite 3) und ihre Vorarbeiten darauf verzichtet werden,

5. Vorschlaq zum weitgren Vorqehen

Frau Ministerin wird gebeten zu bill igeh; dass BMJ die Gespläche mit Frau Prof.

Zitelmann fortführt und vertieft. Nächster Schritt wäre ein persönliches Gespräch

von Vertretern der Referate R B 5 und I A2mit Frau Prof. Zitelmann über offene Fra-

gen und Einzelheiten des Vorhabens. :

Nach Abschluss der Gespräche wäre das endgültige Konzept der Hausleitung zur Bill i-

gung vorzulegen. Wegen der gegenwärtig schwierigen Finanzsituation im Forschungs-

titel soll die Fälligkeit der das BMJ treffenden Kosten so gelegt werden, dass sie erst im

nächsten Jahr gezahlt werden müssen.

Abdruck unmittelbar:

Herrn RD Dr. Heitland

Herrn RIOLG Garl

Frau RinLG Dr. Höfelmann

mit der Bitte um Kenntnisnahme.
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Referat:
Referatsleiter:

Betr.: Elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern

hier: Umsetzung des Urteits des Bundesverfassungsgerichts vom 2g. Januar 2003
(1 BvL 20/99, 1 BvR ggg/01 - Antdge) :

Bezug: 1. Leitungsvorlage des Referats lA 2 vom 3. Februar 2003 (anliegend emeut
beigefugt)

!- Frage von Frau Ministerin zu der Bezugsvorlage zu 1.

t Jber FrauUALn lA  r
taqtI

HermAL I  I " t ' :
das Kabin"tt *rem t)&A ^lfz
Herm $taatssekretär i,.y. ll l\

Frau Ministeän

mlt der Bitte urn Kenntnisnahme vorgelegt.

Herr Pa rla mentarischer staatssekretä r h at atrd rucl< e rh alten.
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Anlass der Vgflage

Referat I A 2 hat in der Bezugsvorlage zu 1. (anliegend noch einmal beigefügt) ausge-

fr)hrt, dass zur Umsetzufrg der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 29.

Januar 2003 (1 BvL 20tgg,1 BvR 933/01 - Anlage) u.a. ein Forschungsvorhaben in

Auftrag zu geben ist. Frau Ministerin hat dazu die Frage aufgeworfen, ob insoweit nicht

vor allem erst einmal Daten uber die Jugendämter erhoben werden müssen (Bezugs-

vorlage zu 1 ., Seite 2 - Anlage).

Stettunqnahrqg

Es ist zuteffend, dass für die vorn Bundesverfassungsgericht geforderte Beobachtung

der weiteren Entwicklung Daten fehlen, die die Jugendämter erheben können, nämlich

die Zahl der Sorgeerklärungen. die von nichtverheirateten Eltem abgegeben werden-

Nachdem das für das SGB Vlll federführende BMFSFJ einer entsprechenden Ergän-

zung der Jugendhilfestatistik frütrer skeptisctr gegenüherstand (Argument Eine

neue Statistik können wi.r nur einführen, wenn eine andere aufgegeben wird), hat

BMFSFJ nunmehr seine Bereitschaft dazu erklärt. Unterzeichner wird sich mit dern zu-

ständigen Referatsleiter des BMFSFJ in der kommenden Woche treffen und die zur

Ergänzung der Statistik notwendigen GeseEesänderungen erörtern.

Urn den'Auftrag des Bundesverfassungsgerichts zu.erfütlen, dass der Gesetzgeber die

Richtigkeit seiner Annahrnen prffi (Leitsatz 4, Gründe Rdnr. 76 _Anlage), werden je-

dochw@nötigt.|nderzentra|enPassagederBegrÜndqngdes

Urteils heißt es dazu (Rdnr. 70 - Aniage):

"Der.Gesetzgeber durfte davon ausgÖhen, däss eine Mutter, gerade wenn sie mit
dem Vater und dem Kind zusarnmenlebt, sich nur ausnahmsweise und.nur dann
dem Wunsch des Vaters nach einer gemeinsamen Sorge verweigeft,:wet'lo sie
dafür schwerwiegende Griinde hat, die von der Wahrung des Kindeswohls getra-
gen werden, dass sie also die Möglichkeit der Verweigerung einer Sorgeerklä-
rung nicht gtwa als Machtposition gegenüber dem Vater missbraucht. Unter die-
ser Annahme ist es mit Artikel 6 Abs: 2 GG vereinbar, dass der GeseEgeber da-

. von abgesehen hat, hei einerrr NichhZustande.Kommen übereinstimmender Sor-
geerklärungen eine gerichtliche Einzeffullprüfung zuzulassen.'
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lm Flinblick darauf muss insbesondere ermittelt werden,

wie groß der Anteil der Eltern ist, die mit ihrem nichtehelichen Kind in einer Fami-

liengemeinschaft,z,usammonleben und $orgeerklärungen abgeben, gegenirber

denen, die dieb trotz Zusamrnenlebens nicht tun (siehe auch Gründe Rdnr. 75 -

Anlage) und
- welche Gründe dafi.rr maßgeblich sind, wenn es troh Zusammenlebens der El-

tern nicht zur gemeinsamen Sorge kommt. Verweigert die Mutter die gemeinsa-

me Sorge nur aus schwennriegerr<Jell, vCItn Kindeswohl getragenen Gründen?

\r,Fr F- ^jr%dr&
Diese Daten können hnren'ihrer geseElichen Aufgäbensteltung

nicht erheben, da es für die Beurkundung von Sorgeerklärungen nicht darauf ankomrnt,

ob dle Eltem zusämmenleben, und die Eltem, die keine Sorgeerklärungen abgeben,

dies gegenüber dem Jugendamt nicht begründen rnüssen. Meines Erachtens bedarf es

daher einer repräsentätiven Efternbefragung, um den Aüftrag des Bundesverfas-

. i l ,

sungsgerichts eu erfütlen.

Über Herrn AL I

Frau UALn I A

Wv, in Referat I A 2

N,- dL otrls 
ÄPL^T

fr'lr. ßry , 
Irr L,

r l

z l
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Referat: I A 2
Referatsleiter: RD Dr. Schomburg

a r Betr.: Elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern
L l  

-  - . s -  -

@ Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 2g. Januar 2003
(1 BvL 20199; 1 BvR 933/01 - Anfage 1)

Bezuq: Dienstbesprechung bei Frau Ministerin am 20. Mär22003

Uber Frau UALn l A Z6 [7 ]-t'V
Herrn AL I e f t i-
das KabinettreferaC

Henn Staatssekretär

Frau Ministerin

:
mit der Bitte um Kenntnisnahme und Bill igung der vorschläge

für das weitere Vorgehen (unter 1.3) vorgelegt.

Herr Parlamentarischer Staatssekretär hat Abdruck erhalten.

' I t

,arr\p L

Ot-
Berfin, den d\ - März 2A03

Hausruf: 91 12
(F:\abt_1 \g 1 1 1 SVeferat\scho\SorgeR-

Forsch g\d b-.m ä1203. d oc)



il

-2 -

Vermerk:

1 . Anlass der Vorlaqe

wie der Auftrag des Bundesverfassungsgerichts in seinem Urteil vom 29. Januar 2003

(1 Bvl- 2}lgg,1 BvR 933/01 -Anlage) umgesetztwerden kann, die tatsächliche Ent-.

wicklung zu beobachten (Leitsätze 3 und 4). Teilnehrner neben Frau Ministerin waren:

Herr AL t, Frau SiAn Hubig und der Untezeichner. Mit dieser Vorlage sollen die we- .

sentlichen Ergebnisse der Besprechung zusammengefasst und ein Vorschlag für das

weitere Vorgehen vorgelegt werden.

2. Wesentl iche ErqebnissederDienstbesprechunq

Ausgangspunkt der Besprechung war die von Referat I A 2 in der vorangegangenen

Leitungsvorlage vertretene Ansicht, dass es zur Umsetzung des Urteils des Bundes-

verfass ungsge richts einer repräsentativen Elternbefrag u ng bed ü rfe, d a d ie J ugend-

ämter die erforderlichen Daten im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgabenstellung nicht

erheben können (Vorlage des Ref"rui, I Azvom 14. Februar 2003 - Anlag e 2). Dazu

wurde zunächst erörtert, ob eine Befragung möglich sei und ggf. wie sie durchgeführt

werden könnte. Seitens der Abteilung I wurde folgender Weg für denkbar gehalten:

Um nicht "ins Blaue hinein", z. B. über Telefon, Personen ansprechen zu müs--

sen, könnte der Weg über die Jugendämter gewählt werden, die von den Stan-

desärntern über die Geburt eines Kindes nicht verheirateter Eltern unterrichtet

werden (S 21b PStG, $ 279a Dienstanweisung für die Standesbeamten und ihre

Aufsichtsbehorden - DA).

Urn eine datenschutzrechtlich bedenkliche Weitergabe der persönlichen Daten

der Eltern von den Jugendämtern an BMJ zu vermeiden, könnten die Jugend-

ämter mit den Fragebögen ausgestattet und gebeten werden, diese an die Eltem

weiterzuleiten.

In Fällen, in denen dern Jugendarnt Name und Anschrift des Vaters nicht bekannt

geworden ist, w,eil die Vaterschaft bei der Geburt noch nicht anerkannt war (siehe

U

\-/
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$ 279a Satz 2 DA), wird die Mutter gebeten,

weiterzuleiten.

einen Fragebogen an den Vater

..J

Den Eltern wird freigestellt, den Fragebogen anonym oder unter Angabe ihres

Namens zu beantworten.' "-: .

Frau Ministerin warf dazu die Frage auf, ob die Elternbefragung extern vergeben wer-

den müsste oder ob sie auch vom 
?", 

t"Pfi"*;tf ^tn""Vri%dritter Perso-
nen - durchgeführt werden könnte,

Der Fragebogen wird vgm BMJ erstellt, dass dabei durch einen Sozialwissen-

schaftler beraten und unterstützt wird, der über Erfahrungen mit empirischen

Untersuchungen verfügt (Gewährleistung der Repräsentativität und der notWen-

digen Sensibilität gegenüber den befragten Eltern). Dazu schließt BMJ mit einem

noch auszuwählenden Sozialwissenschaftler'(eventuell Universität Potsdam) ei-

nen Beratervertrag.

Die Versendung der Fragebögen an die Jugendämter erfolgt durch BMJ unter-

stützt durch ein oder mehrere Hilfskräfte. Die Mithilfe der Jugendämter wird über

die Jugendministerkonferenz oder BMFSFJ erbeten. Den Fragebögen werden

Rückumschläge mit der Angabe ,,Porto zahlt Empfängef' beigefügt.

Anmerku,nq: Bei einer Fallerhebung über ein Quartal sind ausgehend von
den Zahlen des Statistischen Bundesamtes über neugeborene Kinder nicht
verheirateter Eltern knapp 46.000 Eltern zu befragen (Anlage 3).

Die Auswerlung der Fragebögen erfolgt ebqnfalls durch BMJ unterstützt durch

ein oder mehrere Hilfskräfte. Legt man die Erfahrungen der Proksch-Unter-

suchung zugrunde, kann mit einem Rücklauf von 2O o/o der Fragebögen gerech-

net werden.

ei derAnmerkunq: Zu klären bleibt, ob der Sozialwissenschaftler auch b
Auswertung beratend und unterstützend beteiligt sein soil.

Weiteres Vorqehen

Unterzeichner hat über das Vorhaben erste Gespräche mit Referat R B 7 (RD Wein-

börner) und AS Kind (RIOLG Carl) geführt. Es wird vorgeschlagen, nunrnehr wie folgt

t . j

3.
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weiter zu vertahren:

Das Referat R B 7 (Rechtstatsachenforschung) wird gebeten, das Konzept dar-

auf zuprüfen, ob es praktikabel und im Vergleich zu einer externen Vergabe fi-

nanziell sinnvoll ist.
'  j  l l  -  .  

.

Referat I A 2sondiert, wer als beratender Sozialwissenschaftler in Betracht

kommt. Erste Über:legungen dazu sind gemeinsam mit AS Kind und R B 7 ange-

stellt worden.

ll. aOOrucf unmittetnan

- l

L '
1. Henn MR Schreiber

mit der Bitte um Kenntnisnahme unter Bezugnahme auf das Telefongespräch mit Herrn

RD Weinbörner am 21: Mää 2003. ,
' j

2. Herm MR Dr. Meyer

Herrn RiOLG Carl

Herrn RD Bell

Frau RinLG Dr, Höy'elmann

,/? ,,
,'/ /

ü1,ü,

tÄ

i J

mit der Bitte um Kenntnisnahme.

lll. hErch Vorlaqe nach Frau Mihisterin:

Über Herrn AL I
. Frau UALn I'A

Wv. in Referat a A2

l f  3 .
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Schomburg, Gerhard - lA 2 -

Von:
Gesendet:
An:
Gc:
Betreff:

Schomburg, Gerhard - lA 2 -
Mittwoch, 28. Mai 20A3 14:12
'Maud.Zitelmann@uos.de'

Adlerstein, Rosemarie; Hubig, Stefanie; Carl, Eberhard
Untersuchung (Elternbefragung) zur Umsetzung des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts vom 29. Januar 2003

Sehr geehrte Frau Prof. Zitelmann,
anliegend - wie telefonisch besprochen - meine ersten Überlegungen für die Untersuchung. lch würde mich freuen,
wenn Sie sich entschließen würden, mjt uns in der Sache zusammenzuarbeiten.
Festlegungen im Bundesministerium der Justiz gibt es bisher lediglich dahingehend, dass die Untersuchung
(Elternbefragung) mit externer Unterstützung durchgeführt werden soll. Soweit das anliegende Papier darüber hinaus
Ausführungen zu den Modalitäten der Untersuchung enthält, so sind dies meine "ersten Überlegungen", die weiterer
Erörterung bedürfen.
Mit freundlichen Grüßen
G. Schomburg

RD Dr. Gerhard Schomburg
;undesministerium der Justiz-Re fe ra t lA2

'1 1 015 Berlin
f ebfon: 03012025-91 12

reF 1 i-- \-ir ei
konzept_mai03.doc Stat-Geburten.htm
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Berlin, im Mai 2003
(sch\SorgeR-Forschg\

konzept_mai03.doc)

Erste Uberlegungen für eine empirische Untersuchung (Elternbefragung) zur Umset-

zung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Januar 2003

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 29. Januar 2003 (1 BvL 2Aßg,1

BvR 933/01 - Anlage 1) die geltende gesetzliche Regelung zumsorgerecht nicht miteinan-

der verheirateter Eltern ($ 1626a BGB) im Wesentliehen für verfassungskonform erklärt. Es

hat jedoch dem Gesetzgeber u. a. aufgegeben, die tatsächliche Entwicklung zu beobachten

und auf diesem Wege die Richtigkeit seiner Annahmen zu überprüfen. In den insoweit maß-

geblichen Leitsätzen 3 und 4 formuliert das Bundesverfassungsgericht diesen Auftrag wie

folgt:

ln Fällen; in denen die Eltern mit dem Kind zusammenleben und beide ihre Kooperati-
onsbereitschaft schon durch gemeinsame tatsächliche Sorge für das. Kind zum Ausdruck
gebracht haben, durfte der Gesetzgeber davon ausgehen, dass die Eltern die nunmehr,
bestehende gesetzliche Möglichkeit einer gemeinsamen Sorgetragung in der Regel nut-
zen und ihre tatsächliche Sorge durch Sorgeerklärungen auch rechtlich absichern.

Der Gesetzgeber ist verpflichtet, die tatsächliche Entwicklung zu beobachten und zu
prüfen, ob seine Annahme auch vor der Wirklichkeit Bestand hat. Stellt sich heraus, dass
dies regelmäßig nicht der Fall ist, wird er dafür sorgen müssen, dass Vätern nichteheli-
cher Kinder, g€jl,!_9_gJl4l,l-tl_ry_.und dem Kind,als Familie zusamm-enle,p.gl, el Zugang
zur gemeinsam6n Sötge eröffnet wird, der ihrem Elternrecht aus Art. 6 Abs. 2 GG unter
Berücksichtigung des Kindeswohls ausreichend Rechnung tr'ägt.'1

:
l. Erfordernis einer Elternbefraqung

Der Entwurf der Bundesregierung für ein ,,Gesetz zur Einführung einer ÜbergangSre-

gelung zum Kindschaftsrechtsreformgesetz für nicht miteinander verheiratete Eltern"

(BR-Drucksache 1sl ...) sieht u. a. vor, im na!*gl .9Sl finOel: yI9 {ySgnOlilfestatistik
!g1'-9_1_9fhg!$ W-r9 y-i-eJe- p.-91g9-e:Klälsng-et qp9--es9p-e-l y-erden. Dies reicht jedoch
zur Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht aus, weil die

zu überprüfenden Annahmen des Gesetzgebers die konkrete Lebenssituation der nicht

verhgirateten Eltern betreffen und insbesondere auch diejenigen Eltern von Interesse l

sind, die zusammenleben und keine Sorgeerklärungen abgeben. Für diese Gruppe ist

zu ermitteln, welche Gründe für die Nichtabgabe von Sorgeerklärungen rnaßgeblich

sind (Urteilsgründe unter C t 2a cc (2) (b), Rdnr. 70 -Anlage). Eine vollständige Um-

setzung des Auftrags des Bundesverfassungsgerichts ist daher nur im Wege einer El-

ternbefragung möglich.

"3.

4 .
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Geqenstand der Elternbefraqung

Wef che Fragen den Elte rn zustellen sind, ist insbesondere aus den Gründen des Ur-

teils abzuleiten (unter C | 2 a cc, insbes. Rdnr. 69 - 75):

,,(a) Der Gesetzgeber ist davon ausgegangen, dass es in der Regel dann,
wenn Kooperationsbereitschaft zwischen den Eltern besteht, auch zur ge-
meinsamen'sorgetragung nach S 1626 a Abs. 1 Nr. 1 BGB kommt. Dies gi l t
insbesondere für die Fälle, in denen die Eltern mit dem Kind zusammenle-
ben und beide ihre Kooperationsbereitschaft schon durch gemeinsame tat-
sächliche Sorge für das Kind zum Ausdruck gebracht haben. Durch diese
Regelung ist dem Elternrecht des Vaters aus Art, 6 Abs: 2 GG hinreichend
Rechnung getragen worden. Der Gesetzgeber durfte davon ausgehen, dass
die Eltern die nunmehr bestehende gesetzliche Möglichkeit einer gemein-
samen Sorgetragung in der Regel nutzen und ihre tatsächliche Sorge durch
Sorgeerklärungen auch rechtlich absichern. ...

(b) Dass es dennoch Fälle geben kann, in denen die Mutter trotz Zusam-
menlebens mit dem Vater und dem Kind keine Sorgeerklärung abgeben will,
hat der Gesetzgeber gesehen (vgl. BTDrucks 13/851 1; S. 66). Seine Ein-
schätzung, in solchen Fällen sei die Weigerung der Mutter Ausdruck eines
Konfliktes zwischen den Eltern, der sich bei einem Streit auch über die ge-
meinsame Sorge nachteilig für das Kind auswirkt, ist vertretbar. Der Gesetz-
geber durfte davon ausgehen, dass eine Mutter, gerade wenn sie mit dem
Vater und dem Kind zusammenlebt, sich nur ausnahmsweise und nur dann
dem Wunsch des'Vaters nach einer gemeinsamen SorQe verweigert, wenn
sie dafür schwerwiegende Gründe hat, die von der Wahrung des Kindes-
wohls getragen werden, dass sie also die Möglichkeit der Verweigerung ei-
ner Sorgeerklärung nicht etwa als Machtposition gegenüber dem Vater
missbraucht. Unter dieser Annahme ist es mit Art. 6 Abs. 2 GG vereinbar,
dass der Gesetzgeber davon abgesehen hat, bei einem Nicht-zustande-
Kommen übereinstimmender Sorgeerklärungen eine gerichtliche Einzelfall-
prüfung zuzulassen. ..

(3)  (a)  . . .

(b) Träfen die Annahmen des Gesetzgebers allerdings nicht zu, sollte sich
insbesondere herausstellen, dass es auch bei einem Zusammenleben der
Eltern mit dem Kind in größerer Zahl aus Gründen nicht zu einer gemeinsa-
men Sorgetragung nach S 1626 a Abs. 1 Nr. 1 BGB kommt, die nicht vom
Kindeswohf getragen werden, würde sich $ 1626 a Abs. 1 Nr. 1 BGB als un-
vereinbar mit Art. 6 Abs. 2 GG enryeisen. Dann wäre die gesetzliche Typisie-
{ung nicht mehr gerechtfertigt, und es verstieße gegen das Elternrecht des
Vaters eines nichtehelichen Kindes aus Art. 6 Abs. 2 GG, wenn er trotz Zu-
samrnenlebens mit der Mutter seines Kindes und trotz gemeinsamer tat-
sächlicher Sorge für das Kind vom Sorgerecht ausgeschlossen wird, obwohl
die Kooperationsfähigkeit und -bereitschaft beider Eltern durch die tatsächli-
che gemeinsame Soige für das Kind erwiesen ist und deshalb für die Ver-
weigerungshaltung der Mutter nicht ausschlaggebend sein kann."

69

70

73

74

Diese Ausführungen machen es nach hiesiger Einschätzung erforderlich, insbesonde-

re folgende Frage n zu stellen:

ar

Leben Sie mit dem Vater/der Mutter lhres Kindes zusammen?a)
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b) Leisten beide Elternteile Beiträge zu

same tatsächliche Sorge)?

Betreuung, Beaufsichtigung
- Anordnungen gegenüber: dem

Pflege und Erziehung des Kindes (gemein-

Kind, etwa zum Aufenthaltsort oder zum

Kontakt mit Dritten

Versorgung, Unterhalt
- gemeinsame Erörterung von Erziehungsfragen und sonstigen Angelegen-

heiten des Kindes

c) Haben Sie übereinstimmende Sorgeerklärungen abgegeben, so dass lhnen die

elterliche Sorge gemeinsam zusteht ($ 1626aAbs. 1 Nr. 1 BGB)

d) Wenn Sie Frage c) mit Nein beantwortet haben: Welche Gründe waren für die

Nichtabgabe von Sorgeerklärungen maßgeblich?

die jeweilige Rechtsposition ist unwichtig, es kommt auf die tatsächliche

Kooperation an

weil die Kooperation dann schwieriger wäre

: sonstige

lm Einzelnen müssen die Fragen, ergänzende ,,Kontrollfragen" zur Gewährleistung der Re-

präsentativität eingeschlossen, in Zusammenarbeit mit der Beraterin/dem Berater (s. urnten

lV. ) forrnul iert werden.

Durchführ:unq der Elternbefraqung

Da der Umfang der Befragung überschaubar und der notwendige juristische Sach-

verstand. im BMJ vorhanden ist, soll die BefragunE nicht extern vergeben, sondern mit

Unterstützung durch eine Beraterin/einen Berater (s. unter lV.) von BMJ selbst'durch-

geführt werden. Nach dem derzeitigen Stand soll dabei wie folgt vorgegangen werden:

Um nicht ,,ins Blaue hinein", z. B. über Telefon, Personen ansprechen zu müs-

se n, kö n nte d e r Weg ü ber gg*Jgggnd a nlgl @*-die* y9l-9 e.lJ -9tan -

desämtern über die Gebutr eilgg*lsdes.nicht vcr-hei.ra.telet*Ellerrr unlgll[chtet
werden (S 21b PStG, $ 279a Dienstanweisung für die Standesbeamten und ihre
Aufsichtsbehörden - DA).

i l t .



-4 -

Um eine datenschutzrechtlich bedenkliche Weitergabe der persönlichen Daten

der Eltern von den Jugendämtern an BMJ zu vermeiden, könnten die Jugend-

ämter mit den Fragebögen ausgestattet und gebeten werden, diese an die Eltern

weiterzqrleiten.

?

ln Fällen, in denen dem Jugendamt Name und Anschrift des Vaters nicht bekannt

geworden ist, weil die Vaterschaft bei der Geburt noch nicht anerkannt war (siehe

$ 279a Satz 2 DA), wird die Mutter gebeten, einen Fragebogen an den Vater

weiterzuleiten.

Die Versendung der Fragebögen an die Jugendämter erfolgt durch BMJ unter-

stützt durch ein oder mehrere Hilfskräfte. Die Mithilfe der Jugendämter wird über

die Jugendministerkonferenz oder BMFSFJ erbeten. Den Fragebögen werden
' :

Rückumschläge mit der Angabe ,,Porto zahlt Empfängef' beigefügt.

Anmerkunq: Bei einer Fallerhebung über ein Quartal wären ausgehend
von den Zahlen des Statistischen Bundesamtes über neugeborene Kinder
nicht verheirateter Eltern knapp 46.000 Eltern zu befragen (An|gge"f). Ä 

',,
f f iT' : '*" i-- '

Die Auswertung der Fragebögen erfolgt ebenfalls durch BMJ unterstützt durch

ein oder mehrere Hilfskr:äfte. Legt man die Erfahrungen der Proksch-Unter-

suchung zugrunde, kann mit einem Rücklauf von 20 % der Fragebögen gerech-

net werden.

lV. Beratunq durcheinen Sozialwissenschaftler

Da BMJ nicht über den notwendigen sozialwissenschaftlichen Sachverstand verfügt,

soll es sich sowohl bei der Erstellung als auch bei der Auswertung des Fragebogens

durch einen Sozialwissenschaftler/eine Sozialwisschenschaftlerin beraten lassen. Die-

se Beratung solt insbesondere dazu beitragen,'dass die Eltern mit der notwendigen

Sensibilität befragt (Vermeidung von Konflikten durch die Befragung) und repräsentati-

ve Ergebnisse erzielt werden. Gegenwärtig sucht BMJ einen geeigneten Sozialwissen-

schaftler/ eine geeignete Sozialwissenschaftlerin; mit ihm/ihr sotl ein Beratervertrag

abgeschlossen werden.
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Deutschland

Gegenstand der Nachweisung Einheit 1999 2000 2A0l
Bheschließungen, Geborene, Gestorbene

Eheschließungen Anzahl 430 67 4 418 550 3gg 591.2

Lebendgeborene ins gesamt Anzahl 770 7 44 7 66 999 ß44752
Lebendgeborene von nicht
verheirateten Eltern

Anzahl r70 634179 574 183  816  2

Lebendgeb. mit

ausländ. Staatsang. I
Anzahl 95 216 49 776 44 1.ß 2

Totgeborene Anzahl 3 118 3 084 2 881

Gestorbene Anzahl 846 330 838 797 828 54t 2

Gestorbene irnt 1. Lebensjahr Lnzahl 3 496 3 362 3  L$2

Überschuß der Lebendgeborenen (+)
bzw. der Gestorbenen (-)

Anzahl -7 5 586 -7 L 798 -94 066 2

Ehescheidungen Anzahl 190 590 t94 408 r97 498

Durchschnittliches Heiratsalter Lediger

Männer Alter 31,0 3r,2
Frauen Alter 28,3 28,4
1 S.it 1 .1 . 2000 neues Staatsangehörigkeitsrecht
2 Kooigierte Zah\en.

Aktualisiert am 28.Januar 2003
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Fochbereich

Universilat Osnobrück . FB 3 . D-49069 Osnobrück

RD Dr. Gerhad Schomburg
Bundesministerium der J ustiz
Rebrat l A 2
11015 Berlin

Itu rwissenschqften

L

rt<t e -

hE^C

"#t
/rLlt-'/^"q/L .

lhr Zeichen, lhre Nochricht vom Mein Zeichen Durchwohl  (0541)96?

Osnabrüct<, den 04. nugusl 03

Sehr geehrter Herr ScFromburg,

ich bedanke mich bei dieser Gelegenheit noch einmal für lhre freundlicl're Anfrage

und sende.thnen wie.vereinbart anbei meine beratende Steltungnahrne und den

Projektentwurf für die vorgeschlagene "Pilotstudie: Elterliches Sorgerecfrt in

Famitiengerneinschaften" zu.

\Alie bereits besprocfren, ist der für diese Studie venügbare Sachmittelfond nur im

lar.rfenden Jahr abzurufen. Um die entsprecfrmden Sactrmittel abn^fen oder

andenrreitig einsetzen zu können, wäre eine möglichst zeitnahe Entscheidung in

lhrem Haus von großer Bedeutung

Alles Weitere besprecl'ren wir gelegentlich telefoniscfi, icfr werde im Laufe des

August immer mal wieder verrreist sein, *n 
"* 

über meine E-[4ail Adresse zu

erreichen.

Mit freundlichen Gnüßen

kou,e
7-U 2q71/ 7-3 4J 4oT/Jrto4
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Prof. Dr. Maud Zitelmann
Universität Osnabrück

Empirische Untersuchung (Elternbefragung) zur Umsetzung des Urteils
des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Januar 2003

Teil 1 Untersuchungsgegenstand und Beratende Stellungnahme

Fraqestellunq

Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG) vom 29. 01 2003 wird die

gesetzliche Regelung zum Sorgerecht nicht miteinander verheirateter Eltem (S 1626a BGB)

im Wesentlichen für verfassungskonform erklärt. In Hinblick auf den von Vätern g erügten

gesetzlichen Sorgerechtsvorrang der Mütter, nimmt die Entscheidung den Gesetzgeber aller-

dings in die Pfl icht,, ,die tatsächl iche Entwicklung zubeobachten Lr ndzu prüfen, ob seine

Annahme auch vor der Wirklichkeit Bestand hat":1

Konkret geht es dabei erstens um die der geltenden Gesetzgebung zugrunde liegende

Annahme, dass zusammenlebende und gemeinsam für das Kind sorgende Eltern in der

Regel von der Möglichkeit einer Sorgeerklärung Gebrauch machen, uffi ihre tatsächliche

Sorge rechtlich zu sichern. Zweitens geht es um die Überprüfung der vom Bundesver-

fassungsgericht als zunächst berechtigt erachteten Annahme', dass sich die Mutter in dieser

Familienform nur ausnahmsweise und nur dann dem Wunsch des Vaters nach einer

gemeinsamen Sorge verweigern wird, wenn sie schwerwiegende Gründe hat, die von der

Wahrung des Kindeswohls getragen werden.

Entwurf des Bundesiustizmin isteriums

Bezogen auf diesen rechtstatsächtichen Forschungsauftrag des Bundesverfassungsge-

r ichtes l iegte in ersterEntwurf  des Bundesminister iums fürJust izvor .  Es sei  geplant ,  im

Rahmen der Kinder- und Jugendhilfestatistik künftig zu erheben, wie viele Sorgeerklärungen

abgegeben werden. Dies allein reiche jedoch zur Umsetzung des Urteils des

Bundesverfassungsgerichts nicht aus, weil die zu überprüfenden Annahmen des

Gesetzgebers die konkrete Lebenssituation der nicht verheirateten Eltern betreffen und

insbesondere auch diejenigen Eltern von Interesse sind, die zusammenleben und keine

Sorgeerklärungen abgeben. Gerade für diese Gruppe sei aber zu ermitteln, welche Gründe

für die Nichtabgabe von Sorgeerklärungen maßgeblich sind (Urteilsgründe unter C | 2 a cc

t Leitsatz 4 BVerfGE vom 29. Januar 2003 (1 BvL 20/99, 1 BvR 933/01)
2 Leitsaü 3 BVerfGE vom 29. Januar 2003 (1 BvL 20/99, 1 BvR 933/01)
3 ,Erste Überlegungen für eine empirische Untersuchqng (Eltembefragung) zur UmseEung des Urteils des Bundesver-
fassungsgerichts vom 29. Januar 2003". Schreiben vom Mai 2003 I A 2 - 347317 - 12 105/2003, übersandt von Henn
Regierungsdirektor Dr. Schomburg.


